
1Wie haben die Demonstratio-
nen vom Mai und Juni die Tür-
kei verändert?

Die Türken sind seit den 80er Jahren
nicht mehr auf die Straße gegangen,
ausgenommen die Kurden. Jetzt gab es
Demonstrationen in allen Städten. Das
Lager auf dem Taksim-Platz in Istanbul
war eine Art Utopia: Schwulenhasser
und Schwule, antikapitalistische Musli-
me und Neoliberale saßen nebeneinan-
der. Sogar kurdische Nationalisten und
türkische Nationalisten.

2 Welche Rolle spielten die
sozialen Medien?
Als die Proteste begannen, wur-

den sie für die meisten von uns die ein-
zige Nachrichtenquelle. Über Twitter
haben wir uns mitgeteilt, wo gerade
Polizisten in Zivil herumliefen oder wo
gerade Pfefferspray versprüht wurde.

3 Wie wird es weitergehen mit
der Protestbewegung?
Ich glaube nicht, dass es so bald

wieder große Demonstrationen gegen
die Regierung geben wird. Da habe ich
mir nie zu große Hoffnungen gemacht.
Aber ich konnte zum ersten Mal se-
hen, dass die Zivilgesellschaft eine star-
ke Regierung herausfordern kann. Auf
lange Sicht kann sie auch die Politik
verändern.

„Die Türken haben das Betteln satt“
Dienstag gehen die EU-Beitrittsverhandlungen in eine neue Runde. Schon jetzt gibt es viele Verbindungen.

Washington – An Piraten vor der
Küste Somalias und dem Horn von
Afrika sind zwischen 2005 und
2012 bis zu 413 Milionen Dollar
(umgerechnet 306 Millionen Euro)
an Lösegeld geflossen. Das ist das
Ergenis einer Studie von Welt-
bank, Uno und Interpol. Der Lö-
wenanteil des Geldes lande je-
doch nicht bei den Piraten, son-
dern bei deren Hintermännern.

München – Der Bundesbeauftragte
für Stasi-Unterlagen, Roland Jahn,
setzt sich für eine Öffnung der Ar-
chive des sowjetischen Geheim-
dienstes KGB ein. Er traf in Mos-
kau Aktivisten von der Initiative
Memorial, die sich für die Aufarbei-
tung der Diktatur einsetzen. Seine
Behörde startet gerade ein For-
schungsprojekt zur Kooperation
von Stasi und KGB, erklärte Jahn.

Kairo – Nach bissiger Kritik an der
Militärführung ist in Ägypten die
Sendung des bekannten Satirikers
Bassem Jussef in letzter Sekunde
wegen „Verletzung redaktioneller
Grundsätze“ abgesetzt worden.
Was genau Jussef vorgeworfen
wird, blieb zunächst unklar. In sei-
ner letzten Show hatte Jussef ins-
besondere Armeechef Abdel Fat-
tah al-Sisi aufs Korn genommen.

Von Hanno Kabel

Istanbul – 1959 bewarb die Türkei
sich um die Mitgliedschaft in der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft. 54 Jahre später ist sie noch
immer Kandidat und wartet auf ein
konkretesEU-Beitrittsdatum. Darü-
ber ist Egemen Bagis frustriert. Der
Politiker der regierenden konserva-
tiven AKPist Minister für EU-Ange-
legenheiten und Chefunterhänd-
ler in den Beitrittsgesprächen, die
übermorgen weitergehen. „Wir
könnten leicht einen Platz im Guin-
ness-Buch der Rekorde bekommen
für die am längsten offenen Ver-
handlungen aller internationalen
Organisationen“, sagt er.

2004, als die EU der Türkei erst-
mals Verhandlungen anbot, waren
73 Prozent der Türken für den Bei-
tritt. Jetzt sind es nur noch 45 Pro-
zent. Bagis findet diesen Wert so-
garnoch erstaunlich hoch.„Das tür-
kische Volk hat das Betteln satt“,
sagt er. Besonders verärgert zeigt
Bagis sich über Zypern. „Die Lö-
sung des Zypern-Problems, die kei-
ne Bedingung für die Mitglied-
schaft Zyperns war, wird jetzt so
dargestellt, als sei sie eine Bedin-
gungfür die Mitgliedschaft der Tür-
kei“, klagt Bagis.

Wirtschaftlich ist die Türkei
schon längst eng mit Europa ver-
flochten. „Wir sind in Europa, alle
wissen es, aber keiner redet darü-
ber“, sagt die Istanbuler Textilun-
ternehmerin Nur Ger. Die Türkei
bildet eine Zollunion mit der EU.Et-
wa 40 Prozent ihres Handels wi-
ckelt sie mit der EU ab. Mehr als 70
Prozent der ausländischen Direkt-
investitionen in der Türkei kom-
men aus der EU. Die wichtigsten In-
dustrienormen der Türkei stimmen
mitdenen derEU überein.„Wir hat-
ten nie die Unterstützung, die Län-

der der zweiten Erweite-
rungsrunde wie Griechen-
land sie hatte“, sagt Nur
Ger. „Wir mussten es eben
selbst machen.“ Doch sie
will mehr als eine Zollunion.
„Wirsind nichtTeil der politi-
schenEntscheidungsmecha-
nismen der EU.“ Sie ärgert
auch, dass Türken noch im-
mer Visa brauchen, um in
den Schengen-Raum zu reisen.
Vor allem aber fürchtet sie, die Tür-
kei könnte draußen bleiben, wenn

die EU und die USA ein Frei-
handelsabkommen be-
schließen. „Das würde uns
schaden.“

Im Mai und Juni demons-
trierten in der Türkei Millio-
nen Bürger gegen die Regie-
rung Erdogan. Die Regie-
rung reagierte mit aggressi-
ver Rhetorik und massiver
Polizeigewalt.Viele Opposi-

tionelle setzen da Hoffnungen in
die EU. „Die Entwicklungen der
letzten Zeit zeigen, dass es mehr

Machtkontrolle geben muss, um
die Zivilgesellschaft zu stärken“,
sagt der Medienwissenschaftler Er-
kan Saka, der sich während der Ge-
zi-Park-Proteste einen Namen als
Blogger machte. „Da kann nur die
Integration in die EU helfen.“

Allerdings traut er der Erdo-
gan-Regierung nicht zu, die Bei-
trittsverhandlungen gut zu führen.
„Weil die Wirtschaft sich in der letz-
ten Zeit relativ gut entwickelt hat,
sind türkische Politiker gegenüber
Europa arrogant und aggressiv auf-
getreten.“ Damit spielt er auch auf
EU-Minister Bagis an, der Kanzle-
rin Angela Merkel im Juni eine Art
Ultimatum gestellt hatte, nachdem
sie sich kritisch über die Polizeige-
walt im Gezi-Park geäußert hatte.

Der Fortschrittsbericht, den die
EU-KommissionMitte Oktober ver-
öffentlichte, kritisierte einerseits
die Reaktion der Regierung auf die
Demonstrationen im Frühling, lob-
te aber andererseits ihr Demokrati-
sierungspaket von Ende Septem-
ber, das unter anderem Verbesse-
rungen für ethnische Minderhei-
ten, ein mögliches Ende der
Zehn-Prozent-Hürde bei Wahlen
und mehr Dialog mit außerparla-
mentarischen Bewegungen ver-
spricht. Zum ersten Mal seit drei
Jahren verhandeln EU und Türkei
ab Dienstag ein neues Kapitel. Der
türkische EU-Minister Bagis geht
selbstbewusst in die Gespräche.
„In dieser Zeit wirtschaftlicher
Schwierigkeiten und alternder Be-
völkerungen braucht Europa große
Länder mit junger Bevölkerung“,
sagt er. „Wir sind ein sehr wichti-
ger Markt.“

LN-Redakteur Hanno Kabel nimmt
zurzeit an einer Journalistenreise
der Robert-Bosch-Stiftung in die
Türkei teil.

Berlin – Die Kritik aus der Wirt-
schaft an einer eventuellen Pkw-
Maut in Deutschland wird lauter.
Vertreter der Tourismuswirtschaft
undder Autoindustrie warnten Uni-
on und SPD, Forderungen der CSU
nach einer Maut nachzugeben. Zu-
letzthatte es Signale aus Brüssel ge-
geben, dass die Einführung einer
Maut für Ausländer möglich sei.

Michael Rabe, Generalsekretär
des Bundesverbandes der Deut-
schen Tourismuswirtschaft (BTW),
sprach von einer Gefahr für tausen-
de Arbeitsplätze. „Eine Pkw-Maut
für Ausländer würde Mobilität und
Tourismus in und nach Deutsch-
land weiter verteuern und damit zu
einer schweren Belastung für die
Branche werden.“

Im Wahlkampf und zuletzt auch
in den schwarz-roten Koalitionsver-
handlungen hatte die CSU auf die
Einführung einer Pkw-Maut ge-
drungen. Deutsche Autofahrer sol-
lenbei der Kfz-Steuer entlastet wer-

den, so dass die Maut nur ausländi-
sche Fahrer belasten würde.

Der Präsident des Verbandes der
Automobilindustrie,Matthias Wiss-
mann, warnte im Magazin „Focus“
vor der Abschaffung der Kfz-Steu-
er im Gegenzug zur Einführung ei-
nerPkw-Vignette. „DieCO2-basier-
te Kfz-Steuer belohnt den Kauf um-
weltfreundlicher Fahrzeuge und
hat somit eine ökologische Len-

kungswirkung.“ Ein solches Instru-
ment solle man nicht leichtfertig
aus der Hand geben.

Das Bundesverkehrsministeri-
um arbeitet laut „Focus“ bereits an
einer Pkw-Vignette für alle, die
deutsche Autofahrer mit der
Kfz-Steuer verrechnet bekommen.
Der amtierende Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU)
zeigte sich offen für die Einführung
einer Pkw-Maut. Er sagte dem Ber-
liner „Tagesspiegel am Sonntag“,
es sei gut, dass die EU-Kommission
bestätigt habe, dass es für den
Wunsch der bayerischen Staatsre-
gierung Wege gebe.

Die Grünen-Vorsitzende Simo-
ne Peter erklärte, „wir sollten der
Pkw-Maut für Ausländer die
Lkw-Maut zu einer Logistik-Abga-
be für Fahrzeuge ab 3,5 Tonnen
auch auf Bundesstraßen auswei-
ten. Denn die Lkw verursachen die
Schlaglöcher und nicht die auslän-
dischen Autofahrer.“

Das Bundeskanzler-
amt ist ja traditio-
nell auch so etwas
wie ein Autokanz-
leramt – schon Ger-
hard Schröder trug
den Titel „Auto-
kanzler“, verliehen
wegen seines Ein-
satzes für die deut-
sche Automobilun-

dustrie in Brüssel. Nun wäre man
versucht, den Titel Autostaatsmi-
nister an Eckart von Klaeden
(CDU) zu verleihen – mehrfach hat
sich nämlich jener Staatsminister
im Kanzleramt mit Vertretern der
Autoindustrie getroffen, auch von
der Daimler AG – und auch noch
fünf Mal mit Lobbyisten des Kon-
zerns EADS, an dem Daimler bis
April 2013 beteiligt war. Auch Ein-
sicht in Unterlagen über die Emis-
sionen durstiger Daimler-Vehikel
hatte er. Aber niemals hat er seine
Erkenntnisse irgendwie für seine
politische Arbeit genutzt, etwa bei
Abgas-Ringkämpfen mit Brüssel –
und rein gar nichts hat diese Arbeit
mit seiner Anschlussverwendung
als Daimler-Cheflobbyist zu tun.
Ronald Pofalla könnte solche absur-
den Vorwürfe jetzt einfach mal für
beendet erklären – so wie diese ku-
riosen NSA-Geschichten . . .  mw

Frankfurt a. M. – Der ehemalige
Grünen-Spitzenkandidat Jürgen
Trittin wehrt sich gegen die Kritik
von Joschka Fischer am Wahl-
kampf. Fischer hatte der Partei im
Wahlkampf vorgeworfen, sie seien
nicht erwachsen. Trittin dazu:
„Man muss sich allerlei nasewei-
ses Zeug anhören, wenn man eine
Wahl verliert. Den halten wir jetzt
auch noch aus.“ Äußere sich Fi-
scher zu den Grünen, „muss ich
das nicht unbedingt als Experten-
meinung betrachten“.

Paris – Im Nordosten des afrikani-
schen Landes Mali sind die Lei-
chen einer französischen Journalis-
tin und ihres Kollegen gefunden
worden, wie das französische Au-
ßenministerium gestern bekannt-
gab. Die beiden Reporter des Sen-
ders Radio France Internationale
(RFI) waren am Mittag in der Stadt
Kidal von Bewaffneten ver-
schleppt worden.
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Beirut – Nach einer kurzen Geisel-
nahme sind zwei Deutsche im Liba-
non von ihren Entführern wieder
auf freien Fuß gesetzt, anschlie-
ßend aber in Polizeigewahrsam ge-
nommen worden. Die Deutschen
befänden sich in den Händen der li-
banesischen Polizei, teilte das Aus-
wärtige Amt gestern mit mit. Den
beiden Männern wird nach Anga-
ben der amtlichen libanesischen
Nachrichtenagentur NNA Drogen-
handel vorgeworfen.

Am Freitag waren die beiden
Deutschen, die auch die libanesi-
sche Staatsbürgerschaft haben sol-
len, zunächst im Bekaa-Tal von Be-
waffneten verschleppt worden. Ein
Vertreter der Sicherheitsbehörden
sagte, die Entführer hätten keine
politischen, sondern finanzielle Mo-
tive gehabt und 6000 Euro Löse-
geld gefordert. Laut NNA versuch-
ten die Geiselnehmer vergeblich,

bei einem Büro für Geldtransfers ei-
ne Auszahlung auf den Namen ei-
nes der Entführten zu erzwingen.
Später riefen die Täter einen
Freund der Verschleppten an und
forderten Lösegeld. Auch dies
scheiterte offenkundig.

Die genauen Umstände der Frei-
lassung blieben zunächst unbe-
kannt. „Nachdem sie freigelassen
wurden, hat eine Polizeieinheit die
Deutschen wegen Verdachts auf
Drogenhandel festgenommen“,
meldete NNA.

Eine Sprecherin des Auswärti-
gen Amts in Berlin sagte, Botschaft
in Beirut und Außenministerium
seien mit dem Fall befasst. „Wir
sind mit den beiden Deutschen und
mit allen relevanten Stellen in Kon-
takt.“ Das Bekaa-Tal an der Gren-
ze zu Syrien gilt als Hochburg der
Hisbollah-Miliz und anderer be-
waffneter Gruppen.

Ungleicher Kampf: Regierungskritische Demonstranten in Ankara flüchten bei einer Protestaktion vor der Polizei. Sie hoffen auf bessere Zeiten nach einem EU-Beitritt Fotos: dpa, AFP
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Erkan Saka (37), oppositionel-
ler Blogger aus Istanbul


